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Schutz von Krankenhäusern 
und Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen 

vor dem Eintrag von SARS-CoV-2-Viren 
unter  Berücksichtigung des Rechts auf soziale 

Kontakte der Patientinnen und Patienten 
(CoronaAVKrankenhäuser/Vorsorge/Reha/Besuche)

Allgemeinverfügung 
des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Vom 18. Juni 2021

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen erlässt auf der Grund-
lage von §  32 in Verbindung mit §  28 Absatz  1, §  28a 
Absatz 1, 3 bis 6, § 73 Absatz 1a Nummer 6 und 24 des 
Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl.  I 
S.  1045), von denen §  28 Absatz  1 zuletzt durch Arti-
kel 1 Nummer 16 des Gesetzes vom 18. November 2020 
(BGBl. I S. 2397) geändert, § 28a durch Artikel 1 Num-
mer  17 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl.  I 
S.  2397) eingefügt, §  73 Absatz  1a Nummer  6 zuletzt 
durch Artikel  1 Nummer  26 des Gesetzes vom 19. Mai 
2020 (BGBl. I S. 1010) und § 73 Absatz 1a Nummer 24 
zuletzt durch Artikel  1 Nummer  23 des Gesetzes vom 
18.  November 2020 (BGBl.  I S.2397) geändert worden 
sind, sowie von §  10 des Infektionsschutz- und Befug-
nisgesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b), § 10 
Abs.  2 der Verordnung zum Schutz vor Neuinfi zierun-
gen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 (Coronaschutz-
verordnung – CoronaSchVO) vom 26. Mai 2021 (GV. 
NRW. S.  560b), die zuletzt durch Artikel  1 der Verord-
nung vom 9. Juni 2021 (GV. NRW S.722) geändert wor-
den ist im Wege der Allgemeinverfügung folgende Rege-
lungen: 

Patientinnen und Patienten, die sich stationär in Kran-
kenhäusern oder Vorsorge- und Rehabilitationseinrich-
tungen befi nden, haben das Recht auf Entfaltung ihrer 
Persönlichkeit. Dazu gehören grundsätzlich auch soziale 
Kontakte. Patientinnen und Patienten in Krankenhäu-
sern und Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen 
sind vor einer sozialen Isolation zu bewahren, da damit 
erhebliche gesundheitliche Gefährdungen verbunden 
wären und der Genesungsprozess erschwert würde. Je-
doch können Patientinnen und Patienten in stationären 
Einrichtungen im Zusammenhang mit der COVID-
19-Pandemie trotz der inzwischen erzielten Fortschritte 
bei der Bewältigung der Pandemie auch einem erhöhten 
Risiko für Gesundheit und Leben ausgesetzt sein. Vor 
diesem Hintergrund sind weiterhin Maßnahmen erfor-
derlich, um den Eintrag des SARS-CoV-2-Virus in Kran-
kenhäuser und Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtun-
gen zu erschweren und die Patientinnen und Patienten 
sowie das Personal zu schützen. Deshalb sind Kranken-
häuser und Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen 
gemäß § 10 Absatz 1 CoronaSchVO verpfl ichtet, Besuche 
im Rahmen eines einrichtungsbezogenen Besuchskon-
zepts zu regeln, das die Empfehlungen und Richtlinien 
des Robert Koch-Instituts beachtet. Bei dem Konzept 
muss berücksichtigt werden, dass die jeweiligen Rege-
lungen nicht zu einer vollständigen sozialen Isolation 
der Betroffenen führen dürfen. Einschränkungen der Be-
suchsrechte dürfen daher nur in eng begrenztem Um-
fang, gestützt auf die nachfolgenden Regelungen vorge-
nommen werden. 

Hierzu ergehen die folgenden Anordnungen: 

1. 

Begriffsbestimmungen 

1.1 

Krankenhäuser im Sinne dieser Allgemeinverfügung 
sind Einrichtungen im Sinne des §107 Absatz 1 SGB V. 

1.2 

Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen im Sinne 
dieser Allgemeinverfügung sind Einrichtungen im Sinne 
des §107 Absatz 2 SGB V. 

2. 
Anforderungen an einrichtungsbezogene Besuchskon-
zepte der Krankenhäuser und der Vorsorge- und Rehabili-
tationseinrichtungen gemäß § 10 Absatz 1 CoronaSchVO. 

2.1 

Besuche sind unter Berücksichtigung eines einrichtungs-
bezogenen Besuchskonzepts, das die jeweils aktuellen 
Richtlinien und Empfehlungen des Robert Koch-Insti-
tuts zu Hygiene und Infektionsschutz umsetzt, umfas-
send zu ermöglichen. Es muss das Recht der 
Patientinnen und Patienten auf soziale Kontakte voll-
umfänglich berücksichtigt werden. 

2.2 

Das Besuchskonzept hat die Regelungen der Coro-
naSchVO zu berücksichtigen. Teststrategien unter Be-
rücksichtigung der jeweils geltenden Coronavirus-Test-
verordnung des Bundes und der dazu ergangenen Allge-
meinverfügungen des Landes Nordrhein-Westfalen zur 
Verhinderung des Eintrags von Coronaviren in die Ein-
richtung müssen Teil des Besuchskonzepts sein. Die Be-
suche können vom Vorliegen einer Immunisierung, eines 
Negativtestnachweises oder einer vorherigen Testung in 
der Einrichtung sowie der Beachtung der allgemeinen 
Infektionsschutzgrundregeln und des Tragens medizini-
scher Gesichtsmasken oder von Atemschutzmasken ab-
hängig gemacht werden. Die Inhalte des Besuchskon-
zepts sind durch Aushang im Eingangsbereich der Ein-
richtung und auf der Homepage der Einrichtung im 
Internet bekannt zu geben. 

2.3 

Besuche können aufgrund des Konzepts nach 2.1 zur 
Vermeidung von Infektionsgefahren zum Schutz beson-
ders vulnerabler Personen im Einzelfall eingeschränkt 
werden. Diese Einschränkungen sind den Betroffenen 
auf Nachfrage verständlich zu erläutern. Besuche nach 
§  22 Absatz  2 Satz  1 PsychKG dürfen nicht untersagt 
werden. Die Begleitung des Geburtsprozesses und der 
Geburt muss unter Wahrung des Infektionsschutzes er-
möglicht werden. Die gilt ebenso für die Begleitung 
Sterbender.

3. 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten und Vollziehbarkeit 

Diese Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort voll-
ziehbar nach § 17 des Infektionsschutz- und Befugnisge-
setzes und § 28 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 Absatz 8 
des Infektionsschutzgesetzes. Die Anfechtungsklage hat 
keine aufschiebende Wirkung. 

4. 
Bekanntgabe

Diese Allgemeinverfügung wird gemäß § 41 Absatz 3 und 
4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (VwVfG NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. 
S. 602), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. 
Mai 2018 (GV. NRW. S. 244) geändert worden ist, öffent-
lich bekannt gemacht und gilt mit dem auf die Bekannt-
machung folgenden Tag als bekannt gegeben. Mit dem 
Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung tritt die Coro-
naAV Krankenhäuser/Vorsorge- und Rehabilitationsein-
richtungen und Besuche vom 5. März 2021 (MBl. NRW. 
S. 73a) außer Kraft. 

Begründung

Zu 1

Es handelt sich um eine Legaldefi nition der Adressaten 
der Allgemeinverfügung. 

Zu 2.1

Trotz des nachlassenden pandemischen Infektionsge-
schehens besteht die Notwendigkeit zum Schutz der Pa-
tientinnen und Patienten, Besucherinnen und Besucher 
sowie des Personals, Besuche in Krankenhäusern und 
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Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen durch ein 
einrichtungsbezogenes Besuchskonzept zu regeln. Hier-
durch soll gewährleistet werden, dass die Besuchsrege-
lungen der pandemischen Lage entsprechen und die 
Empfehlungen und Richtlinien des Robert Koch-Insti-
tuts zu Hygiene und Infektionsschutz in der Einrichtung 
berücksichtigt werden. Um die Entfaltung der Persön-
lichkeit der Patientinnen und Patienten im Sinne der Ar-
tikel 1 und 2 Grundgesetz (GG) nicht zu behindern, sol-
len Besuche umfassend zugelassen werden. 

2.2 

Im Besuchskonzept sind die Vorgaben der CoronaSchVO, 
der Coronavirus-Testverordnung des Bundes und der 
dazu ergangenen Allgemeinverfügungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen und die allgemeinen Infektions-
schutzregelungen zu berücksichtigen. Zu den im Be-
suchskonzept zu treffenden Maßnahmen gehört z. B. die 
Maskenpfl icht in geschlossenen Räumen gemäß § 5 Coro-
naSchVO. Auch der Nachweis eines negativen Antigen-
tests, die vorherige Testung in der Einrichtung und die 
Einsicht in Impfbescheinigungen können als Vorausset-
zung für einen Besuch im Besuchskonzept vorgesehen 
werden. Die Veröffentlichung des Besuchskonzepts (in-
klusive der Möglichkeit der Begleitung bei der Geburt) 
im Eingangsbereich und auf der Homepage der Einrich-
tung im Internet dient der Transparenz. Zudem können 
sich dadurch potentielle Besucherinnen und Besucher 
vorab unkompliziert über die Besuchsregelungen in der 
Einrichtung informieren. 

Zu 2.3 

Einschränkungen aufgrund des einrichtungsbezogenen 
Besuchskonzepts dürfen nicht zur völligen Isolation der 
Patientinnen und Patienten führen. Es ist eine Abwä-
gung zwischen den notwendigen Beschränkungen der 
Besuchsrechte zum Schutz der Patientinnen und Patien-
ten, der Besucherinnen und Besucher und des Personals 
vor der Einbringung des Coronavirus in die Einrichtung 
und dem Recht des Einzelnen auf Genesung in einem so-
zialen Umfeld zu treffen. Im Besuchskonzept sind die Si-
tuationen zu beschreiben, in denen Besuche in speziellen 
Bereichen zur Vermeidung von Infektionsgefahren zum 
Schutz besonders vulnerabler Personen eingeschränkt 
werden können. In solchen Fällen muss eine Kommuni-
kation zwischen Patientinnen und Patienten und Ange-
hörigen über Telefon, Internet etc. sichergestellt werden. 
In Umsetzung von § 28a Abs. 2 Satz 2 IfSG darf es dabei 
nicht zu einer vollständigen Isolation der Betroffenen 
kommen. Ausdrücklich darf die Begleitung von Entbin-
dungen nicht unmöglich gemacht werden. Auch die Be-
gleitung Sterbender darf nicht unmöglich gemacht wer-
den. Als Sterbephase sind die letzten drei bis sieben Le-
benstage analog der S  3 Leitlinie Palliativmedizin 
anzusehen. Die Anwendung der im Besuchskonzept 
grundsätzlich vorgesehenen Einschränkung von Besu-
chen ist im Einzelfall gegenüber den Betroffenen ver-
ständlich zu begründen. Ein pauschaler Verweis auf ein 
„generelles Besuchsverbot“ ist in so weit unzulässig. Be-
suche nach § 22 Abs.2 Satz 1 PsychKG dürfen nicht un-
tersagt werden. 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift bei dem Ver-
waltungsgericht, in dessen Bezirk die Klägerin bezie-
hungsweise der Kläger zur Zeit der Klageerhebung ihren 
oder seinen Sitz oder Wohnsitz hat, zu erheben. 

Für Klägerinnen beziehungsweise Kläger mit Wohnsitz in 
der Städteregion Aachen oder den Kreisen Düren, Eus-
kirchen oder Heinsberg ist die Klage bei dem Verwal-
tungsgericht Aachen, Adalbertsteinweg 92, 52070 Aachen, 
zu erheben. 

Für Klägerinnen beziehungsweise Kläger mit Wohnsitz 
im Gebiet der kreisfreien Städte Hagen oder Hamm oder 
des Ennepe-Ruhr-Kreises, des Hochsauerlandkreises, des 
Märkischen Kreises oder der Kreise Olpe, Siegen-Witt-
genstein oder Soest ist die Klage bei dem Verwaltungs-
gericht Arnsberg, Jägerstraße 1, 59821 Arnsberg, zu er-
heben. 

Für Klägerinnen beziehungsweise Kläger mit Wohnsitz 
im Gebiet der kreisfreien Städte Düsseldorf, Duisburg, 
Krefeld, Mönchengladbach, Mülheim an der Ruhr, Ober-
hausen, Remscheid, Solingen oder Wuppertal oder der 
Kreise Kleve oder Mettmann, des Rhein-Kreises Neuss 
oder der Kreise Viersen oder Wesel ist die Klage bei dem 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 
Düsseldorf, zu erheben. 

Für Klägerinnen beziehungsweise Kläger mit Wohnsitz 
im Gebiet der kreisfreien Städte Bochum, Bottrop, Dort-
mund, Essen, Gelsenkirchen oder Herne oder der Kreise 
Recklinghausen oder Unna ist die Klage beim Verwal-
tungsgericht Gelsenkirchen, Bahnhofsvorplatz 3, 45879 
Gelsenkirchen, zu erheben. 

Für Klägerinnen beziehungsweise Kläger mit Wohnsitz 
im Gebiet der kreisfreien Städte Bonn, Köln oder Lever-
kusen oder des Oberbergischen Kreises, des Rhein-Erft-
Kreises, des Rheinisch- Bergischen Kreises oder des 
Rhein-Sieg-Kreises ist die Klage beim Verwaltungsge-
richt Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, zu erheben. 

Für Klägerinnen beziehungsweise Kläger mit Wohnsitz 
im Gebiet der kreisfreien Stadt Bielefeld oder der Kreise 
Gütersloh, Herford, Höxter, Lippe, Minden-Lübbecke 
oder Paderborn ist die Klage beim Verwaltungsgericht 
Minden, Königswall 8, 32423 Minden, zu erheben. 

Für Klägerinnen beziehungsweise Kläger mit Wohnsitz 
im Gebiet der kreisfreien Stadt Münster oder der Kreise 
Borken, Coesfeld, Steinfurt oder Warendorf ist die Klage 
beim Verwaltungsgericht Münster, Piusallee 38, 48147 
Münster, zu erheben. 

Für Klägerinnen beziehungsweise Kläger ohne Sitz oder 
Wohnsitz in Nordrhein-Westfalen ist die Klage beim Ver-
waltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 
Düsseldorf, zu erheben. 

Die Klage kann nach Maßgabe von § 55a Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO) in Verbindung mit der Verord-
nung über die technischen Rahmenbedingungen des 
elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 
elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechts-
verkehr-Verordnung) vom 24. November 2017 in der je-
weils aktuell gültigen Fassung in elektronischer Form er-
hoben werden. 

Düsseldorf, den 18. Juni 2021

Der Staatssekretär für Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Edmund  H e l l e r

– MBl. NRW. 2021 S. 308c



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 15c vom 21. Juni 2021310c

Einzelpreis dieser Nummer 1,90 Euro
zuzügl. Porto- und Versandkosten

Bestellungen, Anfragen usw. sind an den A. Bagel Verlag zu richten. Anschrift und Telefonnummer wie folgt für
Abonnementsbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 38 (8.00–12.30 Uhr), 40237 Düsseldorf

Bezugspreis halbjährlich 66,00 Euro (Kalenderhalbjahr). Jahresbezug 132,– Euro (Kalenderjahr), zahlbar im Voraus. Abbestellungen für Kalenderhalbjahres-
bezug müssen bis zum 30. 4. bzw. 31. 10., für Kalenderjahresbezug bis zum 31. 10. eines jeden Jahres beim A. Bagel Verlag vorliegen.

Reklamationen über nicht erfolgte Lieferungen aus dem Abonnement werden nur innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Erscheinen anerkannt.

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten.
Einzelbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax: (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 41, 40237 Düsseldorf

Von Vorabeinsendungen des Rechnungsbetrages – in welcher Form auch immer – bitten wir abzusehen. Die Lieferungen erfolgen nur aufgrund schriftlicher 
Bestellung gegen Rechnung. Es wird dringend empfohlen, Nachbestellungen des Ministerialblattes für das Land Nordrhein-Westfalen möglichst innerhalb 

eines Vierteljahres nach Erscheinen der jeweiligen Nummer beim A. Bagel Verlag vorzunehmen, um späteren Lieferschwierigkeiten vorzubeugen. 
Wenn nicht innerhalb von vier Wochen eine Lieferung erfolgt, gilt die Nummer als vergriffen. Eine besondere Benachrichtigung ergeht nicht.

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern NRW, Friedrichstr. 62–80, 40217 Düsseldorf.
Herstellung und Vertrieb im Namen und für Rechnung des Herausgebers: A. Bagel Verlag, Grafenberger Allee 82, 40237 Düsseldorf

Druck: TSB Tiefdruck Schwann-Bagel, Düsseldorf und Mönchengladbach
ISSN 0177–3569


